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,,Das vorrangige Ziel der derzei-
tigen Wirtschafts- und Sozialpolitik 
ist die Ankurbelung des Wirtschafts-
wachstums und die Erhaltung der 
Vollbeschàftigung", heifit es in den 
Schlufifolgerungen der Dreierkonfe-
renz und in dieser Hinsicht kann es 
die Handelskamrner mir begriiJ?en, 
daj? die Regierung die erforderlichen 
Sofort-Maflnahmen moglichst schnell 
in Taten umsetzen will. 

Ais erste dieser Mafinahmen er-
folgte inzwischen lat Artikel 5 des 
Gesetzes vom 24. Dezember 1977 
(Tripartite), die Ausdehnung der im 
Rahrnengesetz fur den Mitteistand 
vorn 29. Juii 1968 vorgesehenen Hil-
fen auf die neugegriindeten Un ter-
nehmen. Weiterhin befinden sich 
eine Reihe grojlherzoglicher Regle-
mente auf dem Instanzenweg, wel-
che eine Veriiingerung um weitere 
fiinf Jabre der durch das Rahmen-
gesetz eingefuhrten Hilfen, wie Ka-
pitaizuwendungen, Kostenbeihilfe 
fur Betriebsberatung, Sparpramien 
bei Erstniederlassung, und, den 
Schiufifoigerungen der Dreier/eon-
ferenz entsprechend, eine Anhebung 
der Hôchstgrenze fur Lehrlings- und 
Niederlassungspramien, beinhalten. 

Waren die Beweggrunde fuir die 
Schaffung der staatlichen Beihiifen 
im Jahre 1968 die Schwierigkeiten, 
die die iuxemburgischen Klein- und 
Mitteibetriebe bei der Anpassung an 
die erweiterten Marktverhaltnisse in-
nerhalb der Europaischen Gernein-
schaft hatten, so ist es heute vor-
wiegend die Sorge um die Konleur-
renzfahig/eeit der Unternehmen und 
die Erhaltung der Voilbeschàftigung, 
die eine wesentliche Verbesserung 
der Unterstutzungen rechtfertigt. 

Das angestrebte Wirtschaftswachs-
tum kann grbfitenteils nur durch ge- 

zielte und grèflere Investitionen in 
alien Bereichen, die man durch er-
hhte staatliche Interventionen und 
eine geschmeidige, veraligemeinerte 
Auslegung der diesbeziiglichen Be-
stimmungen fôrdern mufi, gewahr-
leistet werden. Dabei sou, gemàj? 
den Schiufifoigerungen der Dreier-
Ieonferenz, die Hhe der staatlichen 
Hiifen dem wirtschaftlichen Wert 
der Investitionsprojelete angepaJ?t 
sein, wobei das Gewicht besonders 
auf die Erhaitung und Schaffung von 
Arbeitsplatzen sowie auf die regio-
naie Bedeutung der Vorhaben ge-
iegt wird. 

Die i,n Ansatz lobenswerten Be-
muhungen der Regierung, in dieser 
Richtung werden durch eine Er-
hhung der fuir dus Haushaltsjahr 
1978 vorgesehenen Mittel fuir KA-
PITALZUWENDUNGEN, FOR 
SPARPR)f MIEN 1M FALLE 
EINER ERSTNIEDERLASSUNG 
und fuir die an den Lebenshaltungs-
index angepaJ?ten LEHRLINGS-
PRA MIEN unterstrichen. 

Dabei bieibt aber unverstandlich, 
wieso die Kredite fuir ZINSZU-
SCHOSSE UND KOSTENBEI -
HILFE FOR BETRIEBSBERA-
TUNG von dieser Erhohung ausge-
schiossen bleiben, obschon die An-
hebung siimtiicher Hilfen ais Sofort-
maJ.?nahme von der Dreierkonferenz 
zuriickbehalten wurde. 

Die Handelskammer hat dann 
auch nicht veifehit, im Rahmen ïhrer 
Vorschiiige zum Budget des /eom-
menden Jahres auf diese Unzuiiing-
lichkeit hinzuweisen und eine groJ3-
ziigigere Auslegung der diesbezuig-
lichen gesetziichen Bestimmungen 
verlangt, weiche immerhin eine 
ZINSVERGOTUNG bis zu 4% 
vorsehen. Gieichzeitig wurde eine 

Erhohung um 30% des Budgetkre-
dites gefordert. 

Was die KOSTENBEIHILFE 
FOR BETRIEBSBERATUNG an-
geht, so war bisher die ZahI der ein-
gereichten Antrage eher niedrig, doch 
ist zu erzvarten, dafi bei verander-
ter Wirtschaftslage, wo vielfach das 
Weiterbestehen der Betriebe von de-
ren Modernisierungs- und Rationa-
iisierungsgrad abhïngt, in grèfierem 
Mafle auf die Mitarbeit in- und aus-
landischer Berater bei der Ausfiih-
rung wichtiger Investitionsprojekte 
zuruclegegriffen wird. Jedenfails be-
steht die Handeisleammer fuir das 
Haushaltsjahr 1979 auf einer Ver-
doppelung des augenblic/elichen Kre-
dites. 

Der Entwurf eines groflherzog-
lichen Reglementes, der die Erhoh-
ung der, im Artikel 9 des Rahmen-
gesetzes festgelegten, SPARPRA-
MIE 1M FALLE EINER ERST-
NIEDERLASSUNG vorsieht und 
der Handeisleammer zur Begutach-
tung vorgelegt wurde, darf ebenfails 
im Sinne der SchiuJ?folgerungen der 
Dreierkonferenz verstanden werden. 

Neben der Anwendbarkeit des 
Rahmengesetzes auf Neugriindun-
gen, gehôrt die Aufbesserung der 
Sparpramie zu den Maflnahmen, die 
die seibstindige Niederlassung und 
die damit verbundene Schaffung von 
Arbeitspliitzen fordern sollen. Sogar 
ohne Personal, bedeutet eine Neu-
griindung oder Geschàftsuibernahme 
mindestens einen Arbeitssuchenden 
weniger auf dem Arbeitsmarkt! 

War bei der Einfïihrung der Pra-
mie der Nachwuchsmangei an Selb-
standigen einer der Hauptgruinde, SO 

/eornmt heute, aufler den inzwischen 
gewaitig gestiegenen Anfangskosten 
noch dazu, dafl sich in den kommen- 

Inauguration des 
nouvelles installations 
dela 
Brasserie de Diekirch 

En présence de Monsieur Gaston 
Thom, ministre de I'Economie 
Nationale et de nombreux re-
présentants de la vie économi-
que et sociale, la brasserie de 
Diekirch vient inaugurer ses nou-
velles installations. Grâce à cet 
investissement de 38 millions, la 
brasserie de Diekirch améliore 
encore sa compétitivité qui lui 
permet déjà maintenant d'inter-
venir pour 50% dans la produc-
tivité de bière luxembourgeoise 
et de réaliser 75% de ses ventes 
à l'étranger. 

den Jahren, und zwar voraussicht-
lich bis 1984, eine Oberzahl an ju-
gendiichen Arbeitssuchenden keine 
Beschàftigungsmoglichkeiten bieten 
werden. Unter diesen Jugendlichen 
werden viele ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung sein, denen man 
also andere Wege ôffnen mufi, um 
sie, gegebenenfalls durch Fortbil-
dungskurse, einem fuir sie erreich-
baren seibstandigen Beruf zuzufuih-
ren. Aber auch eine immer gràflere 
Anzahl Absolventen der verschiede-
nen Schulanstaiten, von der Berufs-
schule bis zur Hochschule, die frui ber 
im ôffentiichen oder privaten Sek-
tor, ohne weiteres eine Anstellung 
fanden, sind zunehmend von der 
Arbeitslosigkeit bedroht. 

Wenn die Berufe des Handwerks, 
durch ihre spezifischen Erfordernisse, 
diesen Schulabgangern keine sofor-
tige Chance bieten, so kônnten ietz-
tere doch in den verschiedenen Be-
reichen des Handels eine geeignete 
Niederlassungsmoglichkeit finden 
und ais selbstàndige Geschàftsieute 
daruiber hinaus zur Schaffung von 
Arbeitspiatzen beitragen. Bestimmte 
Lehrprogramme des Berufs- Sekun-
dar- oder Hochschulunterrichts ver-
mittein in der Tut eine ganze Reihe 
von Kenntnissen, die entweder di-
rekt oder nach kurzer Praxis zur 
Ausuibung eines Geschàftsberufes be-
rechtigen. 

Von diesem Standpunkt aus ge-
sehen, konnte somit die gepiante Er-
hôhung der Niederiassungsp ramie, 
vorausgesetzt, daJ? deren Zuwen-
dung verallgemeinert wird, zur Ver-
besserung der Beschàftigungsiage 
beitragen, und zwar dadurch, dafi sie 
fahige junge Leute anregt, ais will-
kommene Nachwuchskràfte im 
Handelssektor tiitig zu werden. 

So begri4enswert die vorgeschia-
gene Anhebung der Pramiengrenze 
von 150.000,— auf2lO.000,— Fbei 
zeitweiliger Erhohung auf  

260.000,— Ffuir dieJahre 1978 und 
1979 auch ist, 50 entspricht sie doch 
keineswegs den Vorstellungen der 
zustdndigen Berufskammern, wel-
che einstimmig eine endguiltige Fest-
setzung des Hdchstbetrages auf 
300.000,— F verl4ngt haben. 

Aufierdem daif man nach den 
Grunden der lediglich auf die Jabre 
1978 und 1979 beschrankten Ver-
besserung fragen, wo doch jetzt be-
reits feststeht, dafl die strukturellen 
Schwierigkeiten unserer Wirtschaft 
und die prekàre Arbeitsmarktsitua-
tion, besonders was die Jugendiichen 
betrzfft, wenigstens bis 1984 andau-
ern werden und man sogar befuirch-
tet, dafi die Lage ab 1979 sich noch 
verschlimmern wird. 

Was die Liste der fuir die ieder-
lassungsprdmie in Frage kornmenden 
Berufe angeht, so batte die Handeis-
kammer seinerzeit eine Abànderung 
des ministeriellen Beschiusses vom 
28. 12. 1970 bei gleichzeitiger Auf-
nahme der bislang ausgeschiossenen 
Branchen des Hotelgewerbes und des 
Lebensmittel-Einzeihandels ver-
iangt. Angesichts der heutigen Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktsituation, 
vertritt die Handelskammer nun-
mehr die Meinung, dafi prinzipiell 
aile Erstniederlassungen gefiirdert 
werden miissen und demzufolge 
sdmtiiche Berufszweige Anspruch auj 
die Sparpramie haben sollen, wobei 
sich eine selektive Staffelung in der 
Hohe der jeweils zuerkannten Sub-
vention ausdruicken liefie. 

Ais weitere Mafinahme, die beson-
ders der Jugendarbeitslosigkeit ent-
gegenwirken sou, befaJ?te kiirz-
lich der Wirtschafts- und Mittel-
standsminister die Handelskammer 
mit einem Reglementsentwuif, der 
die Anpassung an den Lebenshal-
tungs-Index der HCHSTBETRA-
GE fuir die im Handel und Hand-
werk gezahiten LEHRLINGSPRA-
MIEN ab 1. Januar 1978 vorsieht. 

Verlângerung und Verbesserung des 
Rahmengesetzes fiir   den Mîtteistand 

BegrW3enswertes und Unzulângliches 
aus der Sicht des Handels 
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Fortbildungsseminare der Handelskammer 
Der ,,Service de la Formation Continue" der Handelskammer 
mchte die interessierten Leser noch einmal auf ihr Seminar 

,,Die freiberufliche Pensions- und 
Krankenversicherung" 

hinweisen, das am 8., 15., 21. und 29. Juni 1978 jeweils 
abends von 20.00 Uhr bis 22.00 Uhr, in der Handelskammer, 
7, rue Alcide de Gasperi, Luxemburg-Kirchberg, abgehalten 
wi rd. 

Die Vortrâge werden in luxemburgischer Sprache abge-
halten und jedem Teilnehmer werden die nôtigen Unterla-
gen zurVerfLigung gestellt. 

Die Anmeldungen werden bis zum 6. JunI unter der Ruf-
nummer 43 58 53 entgegengenommen. Da jedoch die Teil-
nehmerzahl aus organisatorischen Gri.inden beschrânkt ist, 
bitten wir um rechzeitige Anmeldung. 

Die Teilnahmegeb(ihr betràgt fur die 4 Vortragsabende, 
inklusive schriftliche Unterlagen, 800,— Franken und ist vor 
Seminarbeginn ausschliel3lich auf das Postscheckkonto 
55983-14 der Handelskammer, Service de la Formation Con-
tinue, zu Oberweisen. 

Fr weitere Einzelheiten steht die zustândige Abteilung 
der Handelskammer jederzeit zur Verftigung. 



. Diese Erhohing ist berezts im Budget 
des Mittelstandsmimsteriuyns fur das 
laufende Jahr beriic/esichtzgt. 

In ihrem diesbeziig/ichen Gutach-
ten stelit die Handelskammer zu-
nachst die grundsatzliche Frage, ob, 
bez dem ohnehin /enapp bemessenen 
Kreditvolumen fur den Mitteistand, 
neben der Entschadigung fur den 
Lehrherrn, auch weiterhin die den 
Lehrlingen zukommende Pramie 
vom Budget des Mittelstandsmini-
steriums bestritten werden sol!. In 
dieser Frage geht die Handelskam-
mer mit der Handwerkskainmer 
darin einig, dafi die entsprechenden 
Gelder Iogischerweise entweder vom 
Erziehungs- oder vom Arbeitsministe-
rium aufgebracht werden miiJ?ten, da 
diesen Instanzen vorrangig die Aufga-
be zufillt, die Jugendiichen nach der 
Schulpfiicht zur Erlernung eines Be-
rufes zu motivieren und damit die 
Quote der von der Arbeitslosigkeit 
besonders bedrohten unqualifizier-
ten Schulabganger herabzudriicken. 
Jedenfalis dient die an die Lehrlinge 
ausgezahlte Pramie, die daru ber 
hinaus zu Lasten der - gemàj? Rah-
mengesetz - fur die Unternehmen 
bestimmten Mittel geht, nzcht dazu, 
die Bereitschaft zur Schaffung neuer 
Lehrstellen zu fordern. Dies wdre 
jedoch der Fa!!, wenn man die ent-
sprechenden Gelder fùr eine zusatz-
liche Verbesserung der Pramie des 
Lehrherrn verwenden wiirde. 

Sowohl in ihrem Gutachten, ais 
auch in ihren Budgetvorschiiigen fur 
das Jahr 1979, bat die Handeiskam-
mer auflerdem auf zhre iangjiihrige 
Forderung hingewiesen , wonach die 
bisher ausgesch!ossenen Berufe eben-
fai!s in den Genufi der Lehr!ings-
pramie kommen so!!en, sofern die 
Ausbi!dung im Rahmen eznes bei der 
Handeiskammer eingetragenen 
Lehrvertrages eifo!gt und fur die be-
treffenden Berufssparten ezn offizie!-
les Abschiufizeunis (CAP) ausge-
stellt wird. Diese Forderung giit heu-
te, im Hinblzck auf d«ie bereits er-
wdhnte Gefahr der Jugendarbeitsio-
sigkeit, mehr denn je. Die gleichen 
(]ber!egungen durften ubrigens im 
Rahmen der Dreierkonferenz ge-
fiihrt worden sein, da inzwischen 
durch das genannte Tripartite-Ge-
setz vom 24. Dezember 1977, die 
Zahiung einer Lehriingspramie fur 
sàmtliche Unternehmen des industri -
ellen Bereiches eingefuihrt wurde. 
Eine Revision der Kriterien fur die 
Klein- und Mitte!betriebe des Han-
dels drangt sich demnach auf. 

Was die Netsfestsetzung des Prami -
enmaximums betrifft, ist der be-
sprochene Regierungsentwurf noch 
zu verbessern. So bieibt die Anhe-
bung von 25.000 auf 45.000,— Fauf 
die in den Jabren 1978 und 1979 ah-
geschlossenen Lehrvert rage be-
grenzt, wah rend fur die darauffoi - 

. 

gefl(leii Jabre der Hochstbetrag auj 
35.000,— F zuriickgeschraubt wzrd. 
Hierdurch werden aile diejenigen 
Betriebe benachtei!igt, die ah 1975 
Lehrvertrdge abgeschiossen haben 
und im Laufe der Jahre 1978 und 
1979 in den Genufi der Lehr!ings-
pramie kommen, was bestimmt nicht 
im Sinne der Tripartite-ch!uJ?fo!ge-
rungen iiegt. Andererseits giit hier 
die gieiche Kritik wie bei der gep!an-
ten Erhôhung der Nieder!assungs-
pi-amie, namiich dafi die Herab-
setzung des Hochstbetrages auf 
35.000,— F ab 1980, angesichts der 
vorausschaubaren Entwick!ung auf 
dem Arbeitsmarkt, den Rea!itàten 
deutlich entgegenspricht, ganz ah-
gesehen davon, dafi bis dahin die vor-
gesehene Verbesserung, die ohnehin 
nur der augenb!icklichen Ge!dent-
wertung Rechnung trdgt, vom Preis-
index uberboit sein wird. Demzufo! -
ge bat die Handeiskammer die end-
guhige Anhebung des Pramien-
hchstbetrages auf 45.000,— F fur 
aile ab 1. 1. 1978 auslaufenden so-
wie fur die ab diesem Stichtag neu-
abgeschiossenen Lehrvertrage ge-
fordert. Des weiteren wurde auf 
mog!iche f!ankierende Mafinahmen 
hingewiesen, wie z. B. die (]bernah-
me durch den Staat des Unterneh-
merbeitrages zu den Soziallasten fur 
Lehrlinge. 

In ibrem Bestreben, den zu ibrem 
Kompetenzbereich gehorenden 
Klein- und Mitte!betrieben die be-
son ders in Krisenzeiten erforder!iche 
bestm6g!iche INFORMATiON, 
den notigen TEHNISHEN BEl-
STAND, sowie ein weitgefiichertes 
Pro gramm an WEITERBIL-
DUNGSKURSEN und -Seminaren 
anzubieten, wurde die Hande!skam-
mer bislang ieider durch die Spiir!ich-
keit der ihr zuf!iej?enden ôffentlichen 
Mittel erhebiich gehemmt. Das sich, 
im Vergieich zu anderen Berufskam-
mern, dufierst bescheiden ausneh-
mende Subsid genuigt bei weitem 
nicht zur Finanzierung einer ntzgen 
Infrastruktur, die, bei der doppel-
ten Anzahl an zu betreuenden Un-
ternehmen, mindestens an diejenige 
des Handwerks heranreichen mùf?te. 

Somit muf?te die Handeiskammer 
in ihren Vorsch!àgen zum Budget 
des Mitteistandsministeriums fur das 
kommendeJahr erneut auf eine sub-
stanziei!e Erhohung des entsprechen-
den Kreditpostens driingen, da ohne 
ezne angemessene Staatshdfe die Aus 
fuibrung der im Rahmen der ,,AB -
TEILUNG FOR BER UFSFOR-
DERUNG UND TECHNISCHEN 
BEISTAND" gepianten und mit 
den Berufsverbanden abgesproche-
nen Tdtigkezten unmôgiich wzrd. 
(]brigens duirften auch die Berufs-
verbiinde seibst bei ihren gelegent-
lichen Kontaktgesprachen mit der 
Regierung auf die notwendige Auf- 

stockung CIL'ï /it'ttefjt'nden Budget-
uzittel hzngeZL'zesen baben. 

Das Fehien einer den Bedzirfnissen 
angepaJ?ten Finanzhilfe ist urnso 
schwerwiegender, ais die genannte 
Abteilung auJ?erdem auch die Ver-
waltungsarbeit der ,,MUTUALITÉ 
DE CAUTIONNEMENT ET D' 
AIDE AUX COMMERÇANTS", 
die ulber keine genuigenden Einkuinf-
te verfiigt, ubernehmen mufi. 

Bekanntlich wurde diese Genos-
senschaft im Ansch!uJ3 an das Mittel -
standsrahmengesetz vom 29. Juli 
1968 zu dem Zwecke gegriindet, fur 
Klein- und Mittelbetriebe die, in Er-
mangelung eigener Garantien, bei 
Kreditanfragen benotigte Bzirgschaft 
zu stellen. Zur Biidung eines Dek-
kungsfonds soute der Genossen-
schaft, gemàfl Rahmengesetz, juhr-
lich ein Staatssubsid ziber das Bud-
get des Mittelstandsministeriums 
ausgezahlt werden. Dies war auch 
anfangs der Fa!!, jedoch sind die Zu-
wendungen seit 1975 unerklarlicher-
weise ausgeb!ieben . Hieraus ergibt 
sich zwangsweise, daj? die Mutua!ità't 
augenblzcklich durch die bislang ein-
gegangenen Verpflzchtungen und 
durch inzwischen erlittene Verluste, 
ihre Deckungsm6glichkeiten fast er-
schôpft bat und somit Gefahr !iiuft, 
ihre Tdtigkeit auf dem Gebiete der 
Bargschaflsubernahme cinstellen zu 
mi'issen. Die hieraus resultierende Be-
nachteihçiengfiir den Handel wird uni-
50 grôj?er sein, ais die Mutualiidi auch 
die wichtige Roue, die ihr im Gefiige 
des neuerdings dem Handel zu-
gàngigen ,,Crédit d'équipement" 
zugedacht ist, nicht wird uiberneh-
men konnen. 

Angesichts dieser ausweglosen La-
ge, muj?te mit Bedauern festgestellt 
werden, dafi, trotz der Empfehlung 
der Dreierkonferenz, die auf dem 
Mitteistands-Rahmengesetz be-
ruhenden staatlichen Interventionen 
zu erbôhen, die Dotation fur das 
Deckungskapztai der Mutualitiit im 
Budget 1978 erneut nur symbolisch 
figuriert. Die Handelskammer reich-
te daraufhin, im Verein mit der 
,,Fédération des Commerçants", ei-
nen ausfiihriichen Situationsbericht 
bei den zustiindigen Instanzen ein 
und hat ebenfalls in ihren Vorsch!d-
gen zum Staatshaushalt fur das Jahr 
1979 die dringende Forderung nach 
Wiederaufnahme der Zuschzïsse ge-
stellt. 

Soute, besonders was die beiden 
letztgenannten Budgetartike! ,,Be-
rufsfôrderung und technischen Bei-
stand" sowie ,,Subszdfuir die Mutu-
a!itiit des Handels" betrifft, keiner-
lei Verbesserung erfolgen, so steht zu 
befiirchten, dafl dies kuinftig von den 
Berufsverbanden ais ezne Diskrimi-
nierung des gesamten Hande!ssek-
tors empfunden wird. 
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Bankeinrichtungen 

A VENDRE: Vaste rez-de-chaussée de 150 m 2  bien 
éclairé naturellement, situé dans immeuble neuf, bvd 
de la Pétrusse, convenant pour magasin, administra-
tion, profession libérale. 
Tél.: 43 58 53 (Chambre de Commerce) 
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32e Fonire de 
Luxenbmg 

II IXTEJIIP 
alimentation boissons 
arts ménagers loisirs 
participations officielles 

tous les jours de 10 à 19 h 

nocturnes jusqu'à 22 heures 
mardi 23 et vendredi 26 mal 
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Direktor Henri Ahlborn, Herr Armand Simon und Herr Albert Franck bei der 
Diplomûberreichung (von rechts nach links). (Foto: Tockert). 

Diplomiiberreichung in der Handelskammer 
1m Festsaal der Handelskammer tretern des Wirtschafts- und des Graf Jean, Guiluni Daniel, Hen- 
fand am vergangenen 31. Mrz in Mittelstandsministeriums die Di- 	kel Albert, Hoffmann Netty, Jan- 
Anwesenheit zahireicher Ehren- piome an die Laureaten, von de- der Carlo, Kayl Marcel, Kiesch 
gàste und der Kursusleiter die of- nen 17 zusàtziich einen Buch- 	Françoise, Kioes Chantai, Kirsch 
fizielie DiplomUberreichung an preis fUr besonders gute Lei- 	Guy, Lepage Fernand, Meyer-Hei- 
103 Absoiventen der BuchfUh- stungen erhieiten. 	 nen Eliane, Mulier Ciaude, Mul- 
rungs- und Korrespondenzkurse 	Zum AbschluB Iud die Handeis- 	1erMarcelle, Neuberg Romain, 
statt. 	 kammer zu dem traditionnelien 	Petit Andre, Putz Michele, Quin- 

Ehrenwein ein 	 tus Fernande, Schaber Aibert, 

	

Ais Vertreter der Regierung 	 . 	 Schaefer Camiiie, Schank Pa- 
konnte der Direktor der Handels- Liste der Laureaten: 	 trick, SchiUter Lydie, Simon Nico, 
kammer, Herr Henri Ahiborn, Buchhaltungskurse fur An- 	Sternberg Ciaude, Tiii Prosper, 
Herrn Armand Simon, Premier fânger. 	 Thiiien Jean-Paul, Urbing Nico- 
Conseiller, 	de Gouvernement im 	 '--' Ç'....  
Wirtschaftsministerium und 
Herrn Aibert Franck vom Mittei-
standsministerium begrûBen. Die 
"Amicale des Anciens Elèves des 
Cours du Soir de la Chambre de 
Commerce" war vertreten durch 
ihre Vorstandsmitglieder, Mme 
Nadine Schwalier und Mme Jac-
queline Schumann. 

In semer Ansprache strich Herr 
Ahiborn die Wichtigkeit der 
Abendkurse hervor, die durch ïhr 
breitgefàchertes Programm vie-
len interessenten die Môgiichkeit 
zur Weiterbiidung bieten. Ange-
sichts der schwierigen Lage am 
Arbeitsmarkt ist es denn auch zu 
begrUBen, daB diese Abendkurse 
sich einer wachsenden Beliebt-
heit erfreuen und daB immer mehr 
Leute, insbesondere Jugend-
liche, sich unter Aufopferung ih-
rer Freizeit bemùhen, ihre Aus-
biidung zu verbessern, um sich in 
ihrem Berufsieben den erwùnsch-
ten Erfoig zu sichern. 

AnschiieBend uberreichte Herr Ein Blick in den vollbesetzten Festsaal wàhrend der Ansprache von Direktor 
Ahiborn, zusammen mit den Ver- Ahlborn(Foto: Tockert). 

Ach François, Anton Philippe, 
Apel Malou, Bertrand Andrée, Bi-
senius Roland, Bouché Guy, 
Brauch Viviane, Carriero Dora, 
Cipriani Marie-Thérèse, Dazzan 
Ferdinand, Dazzan Miily, Fichant-
Geisel Odette, Fiedier Martine, 
Fischbach Nicole, Freymann 
Jean, Friedrich Josette, Frising 
Marie-Josée, Gaertner Marco, 
Garnier Jean-Louis, Gaul Betty, 
Gerson Marie-France, Girst Jo-
sée, Glauden-Puntei Manette, 

a 	uui 1v1w1e1, vvyeuier u.uy, 

Weimichkirch Alphonse, Welter 
Romain, Wirtz Jean, Zwank-Rid-
Iesprige Suzanne. 

71 SchUier steiiten sich dem 
Examen 

54 SchUier bestanden das 
Examen 

15 SchUlererhieiten die 
Note: Sehr gut 

19 SchUier erhïelten die 
Note: Gut 

. 

Offnungszeiten und 
Sonntagsverkâufe im Einzelhandel 

	

Da es in der Vergangenheit oft 	sei es fùr eine lângere Periode 

	

Schwierigkeiten und sogar Ge- 	(wie z. B. die Sommersaison), sei 

	

richtskiagen wegen der Off- 	es fUr ein ganzes Jahr, erlauben. 
nungszeiten der Einzeihand&s-
betriebe gab, mchten wir kurz 
auf dieses schon in No. 6, Jahr-
gang 1977, behandelte Thema 
zurùckkommen. 

Sàmtliche Handelsbetriebe, mit 
Ausnahme der Gaststàtten, Apo-
theken, Marktverkàufer und 
Bahnhofsbuchhandlungen sowie 
der Benzintankstel en, ailes Be-
triebe, f r welche besondere Be-
stimmungen gelten, sind dem 
grol3herzoglichen Beschlul3 vom 
29. Mai 1952 unterworfen, wel-
cher die Offnungszeiten wie folgt 
festsetzt: 

- Werktags d rfen die Geschàfte 
in der Sommersaison (1. April - 
1. Oktober) bis 20 Uhr und in der 
Wintersaison (1. Oktober - 
1. April) bis 19 Uhr geiffnet sein. 

- Samstags und am Vorabend 
der gesetzlichen Feiertage ist die 
Schlier3ungsstunde wàhrend des 
ganzen Jahres auf 20 Uhr festge-
setzt. 
- Son ntags und an gesetziichen 
Feiertagen m ssen die Geschàfte 
ab 13 Uhr geschlossen werden 
mit Ausnahme der Zeitungsstàn-
de, Konditoreien, Tabak- und An-
denkengeschàfte sowie verschie-
dener Standverkàufer (Frùchte, 
Biumen, Eis, Getrànkestànde), 
die an Son n- und Feiertagen erst 
um 20 Uhr schiieBen mssen. 

Der Minister des Mitteistandes 
kann jedoch im Faile schwerwie-
gender wirtschaftlicher Grûnde, 
("raisons économiques ma-
jeures"), auf ein nichtbindendes 
Gutachten der Handeiskammer 
hin, iàngere Offnungszeiten, sei 
es fUr einen oder mehrere Tage 
(wie z. B. fUr die "nocturnes"), 

GemàB einer Iangjàhrigen Pra-
xis muB der betreffende Antrag 
schriftlich von der lokalen Ver-
einigung der Geschàftsieute oder 
in Ermangelung einer soichen 
von der zustàndigen Gemeinde-
verwaltung ("Collège des bourg-
mestre et échevins") oder dem 
lokalen Syndicat d'initiative im 
Namen der Geschàftsleute der 
betreffenden Branche oder Bran-
chen der Ortschaft an den Mittel-
standsminister gerichtet werden. 
1m Antrag mssen auBerdem die 
schwerwiegenden Grùnde, auf 
weiche sich der Antrag beruft so-
wie die Dauer der erbetenen Er-
iaubnis angegeben werden. 

Die ministerielie Genehmigung 
einer Verlângerung der Off-
nungszeiten wird immer nur 
hochstens fUr ein Jahr erteilt und 
der Antrag muB somit von Jahr 
zu Jahr erneuert werden. 

Ais schwerwiegende wirt-
schaftiiche Grùnde, weIche die 
Erteilung einer Genehmigung f r 
lângere Perioden oder gar ein 
Jahr erlauben, geiten hauptsàch-
iich die Erfordernisse des mo-
dernen Fremdenverkehrs. 

AuBerdem ist zu beachten, daB 
zusàtzlich zu den Bestim-
mungen über die Ôffnungszeiten 
und unabhàngig von ihnen, die 
Bestimmungen über Llberstun-
den und Son ntagsarbeit des Per-
sonals soweit dieses an der durch 
die Veriângerung anfallenden Ar-
beit beteiligt ist, gelten. Da im 
Prinzip ° berstunden im voraus 
beim Arbeitsminister beantragt 
werden mssen, muB, fails das 
Personai Ûberstunden leistet, zu-
sàtzlich zu derGenehmigung des 

Voilversammiung 
der Handelskammer 

Am 7. Aprii 1978 fand die Voil-
versammiung der gewâhiten Mit-
giieder der Handelskammer unter 
dem Vorsitz des Pràsidenten, 
Herrn Emmanuel Tesch, statt. 
Anwesend waren Madame Hugu-
ette MU lier sowie die Herren Ge-
orges Arendt, Aly Beck, Egide 
Beissel, Paul Bosseler, Georges 
Faber, Ady Jung, Josy Mersch, 
Jean Muller und René Pitz, Mit-
glieder. 

Die Voliversammlung biiligte 
20 Gutachten zu Gesetzes- und 
Reglementsvoriagen, die die 
HandeIskammer seit der ietzten 
Voliversammiung vom 10. Januar 
1978 abgegeben hat. Desweite-
ren legte die Voilversammiung 
ihre Haitung zu 9 Gesetzesvor -
lagen fest und beauftragte das 
Sekretariat, die entsprechenden 
Gutachten auszuarbeiten. Bei 
diesen Texten handeit es sich un-
ter anderem um den zweiten 
Fùnfjahrespian zur Fôrderung 
des Fremdenverkehrs, die Neure-
gelung gewisser Steuerbestim-
mungen, die Ausfùhrungsbestim-
mungen des Gesetzes über den 
Verkauf von zu erbauenden 1m-
mobilien, die Probieme des Da-
tenschutzes, die Anpassung des 
Patentrechtes, die Abânderung 
des Gesetzes vom 30. 6. 1976 
ber die Arbeitsiosenentschàdi-

gung, usw. 

AbschlieBend biiligte die Voli-
versammiung den Jahresab-
schiuB 1977 sowie den Haushaits-
vorschiag fUr das Jahr 1978. 

Mittelstandsministers fUr die Ver-
làngerung der Offnungszeiten 
auch noch die Genehmigung des 
Arbeitsministers fUr die 1)ber-
stunden eingehoit werden. 

Die Handelskam mer steht alien 
ihren Mitgliedern fUrweitereAus-
kUnfte zur VerfUgung. 

Buchhaltungskurse fur 
Fortgeschrittene. 
Anen Guy, David Jean-Ciaude, 
Faltz Sylvie, Fantini-Dumont Ma-
rianne, Hansen Sylvie, Hoffmann 
Nico, Hornick-Musei Anny, Ja-
cobs Sophie, Kapp Alice, Kass 
Francine, Kongs Suzanne, Lor-
dong Liliane, Losito Andrea, Lu-
cas Marie-Renée, Majerus Alber-
tine, Mergen Pierre, Pierrard Ma-
rie Josée, Rosquin Henri, Schiltz 
Marie-Louise, Schotter Christine, 
Schuller Marie-Lou, Walesch 
Jean-Pierre, Weidert Vic, Welter 
Romain, Wiiiïère Ruth. 

35 Schûler steliten sich dem 
Examen 

25 Schûler bestanden das 
Examen 

2 Schùier erhieiten die 
Note: Sehr gut 

5 SchUler erhielten die 
Note: Gut. 

Kurse fur franzôsische Handels-
korrespondenz. 

Aitmann Gaby, Beweng Blanche, 
David Jen-Claude, Ernst Jos, 
Ernst, Winckei Marechen, Faltz 
Sylvie, Fastro Chantai, Fonck 
Jean, Frieden Romain, Goerges-
Berna Josée, Hoschet Sylvie, Km-
tzeie Georges, Kremer Camiiie, 
Liesch Carnifie, Meyrath Elisa-
beth, Ney Joseph, Pabois-
Schiechter Marie-Paule, Penné 
Juiiette, Roos Manette, Schoites 
Roland, Weydent Lyane, Will-
komm Jeannine, Zangerlé Gitta. 

31 SchUler steliten sich dem 
Examen 

24 SchUler bestanden das 
Examen 

10 SchUler erhieiten die 
Note: Gut. 

. 	 . 



Die gemeinsame Verkehrspolitik der 
Europâischen Gemeinschaft 

Seit der Grindung der EWG 
wird der gemeinsamen Verkehrs-
politik eine gro(3e Bedeutung bel-
gemessen. 1m Laufe der ietzten 
Jahre wurden verschiedene Ver-
ordnungen, Entscheidungen und 
Richtiinien, hauptsàchiich in 
Sachen Giïterkraftverkehr, vom 
Ministerrat und von der Kommis-
sion ausgearbeitet und durch 
entsprechende Gesetze und Be-
schiûsse in den einzeInen Mit-
gliedsstaaten rechtskràftig ge-
macht. 

In einer Richtlinie des Rates 
vom 13. Mai 1965 (65/269 EWG) 
wurden MaBnahmen zur Koordi-
nation und Vereinfachung der 
Genehmigungsverfahren 	zum 
grenzûberschreitenden 	Giiter- 
kraftverkehr vorgeschiagen, und 
am seiben Tag traf der Rat die 
Entscheidung (65/271 EWG) iiber 
die Harmonisierung bestimmter 
Vorschriften, die den Wettbewerb 
im Stral3enverkehr beeinfiussen, 
(z. B. Aufhebung der Doppeibe-
steuerung, einheitiiche Rech-
nungsbasis fir Lastkraftwagen-
steuer, Einfiihrung bestimmter 
Soziaivorschriften usw.) 

Durch groBherzogiichen Be-
schiuB wurde am 23. November 
1970 eine Verordnung des Rates 
vom 25. Màrz 1969 (EWG No. 543/ 
69) betreffend die Harmonisier-
ung bestimmter Soziaivorschrif-
ten im StraBenverkehr, abgeàn-
dert durch die Verordnung EWG 
No 2827/77 vom 12. Dezember 
1977, in Luxemburg rechtskràftig. 
Sie enthàit Vorschriften h insicht-
Iich der Zusammensetzung des 
Fahrpersonais, der Lenkungs-
und Ruhezeiten, der Arbeitsbe-
dingungen, des Mindestaiters f r 
Fahrer und der Berufsausbii-
dung. Um eine Kontroile der Be-
achtung dieser Verordnung zu er-
mgtichen, wurde ein persôn-
liches Kontroiiheft eingeftihrt, 
das Wr aile Mitglieder des Fahr-
personals obligatorisch ist. 

Spâter wurde das Kontrollheft 
laut der Verordnung des Rates 
vom 20. Juli 1970 (EWG No 1463/ 
70), abgeàndertdurch die Verord-
nung EWG No 2828/77 vom 12. 
Dezember 1977, betreffend die 
Einfi.ihrung eines Kontrollgerà-
tes, wieder abgeschafft. In dieser 
Verordnung wurden der Anwen-
dungsbereich, die Bauart, die Be-
nutzung, der Einbau und die Prii-
fung des Kontroilgerâtes genau 
definiert und die ° bergangsbe-
stimmungen festgelegt. 

Ein wichtiges Element der ge-
meinsamen Verkehrspolitik ist 
die Regelung der Befôrderungs-
entgelte und -bedinungen. Eine 
diesbezigliche Verordnung des 
Rates vom 30. Juli 1968 (EWG 
No 1174/68) sieht die Einftihrung 
eines Margentarifsystems im 
Gterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedsstaaten vor. 

Bei der Aufstellung der Tarife 
ist man von einem Richtsatz aus-
gegangen, der unter berûcksich-
tigung der Kosten der Befôr-
derungsleistungen und der 
Marktlage festgelegt wurde und 
zwar in der Weise, daB die Ver-
kehrsunternehmer angemessene 
Erlôse erzielen kônnen. Zwischen 
der oberen und der unteren Ta-
rifgrenze liegt eine Preisspanne 
von 23%. In bestimmten Ausnah-
mefâllen kônnen die Verkehrsun-
ternehmen auch Sonderabmach-
ungen auBerhalb der Margentari-
fe aushandein, unter der Beding-
ung, daB die ausgehandelten Ab-
machungen verôffentlicht und 
gegebenenfalis genehmigt wer-
den. 

Die Verordnung des Rates tiber 
das Margentarifsystem und die 
Verordnung der Kommission vom 
26. Februar 1969 (EWG No 358/ 
69) zur Festsetzung der Durch-
ftihrungsbestimmungen fi.ir die 
Verôffenti ichung der abweichen-
den Befôrderungsentgelte und 
-bedingungen, wurden durch 
groBherzoglichen BeschluB vom 
12. Februar 1971 rechtskràttig. 

Da die Verordnung über die 
Einfùhrung eines Margentarifssy-
stems am 31. Dezember 1977 aus-
ser Kraft trat, suchte man zur 
Fortsetzung einer gemeinschaft-
lichen Politik in diesem Bereich 
ein einheitliches System fur die 
Bildung der Befôrderungsentgel-
te und -bedingungen zu finden. 
Somit erschien es zweckmàBig, 
den Mitgliedsstaaten versuchs-
weise die Môglichkeit zu erôff-
nen, auf der Grundlage eines ge-
meinsamen Prinzips zwischen 
dem System unverbindlicher Re-
ferenztarife und dem System 
verbindlicher Margentarife zu 
wàhlen. 

1m Rahmen der diesbezigli-
chen Verordnung des Rates vom 
12. Dezember 1977 (EWG No 
2831/77) sollten bei der Entschei-
dung fur das eine oder das ande-
re Tarifsystem ais gemeinsames 
Prinzip die wirtschaftlicen und 
technischen Besonderheiten der 
betroffenen Verkehrsmàrkte be-
rcksichtigt werden. Die Refe-
renztarife sind Preisempfeh-
iungen. Sie geben Hinweise fur 
die Bestimmung der Befôrde-
rungsentgelte, die die Verkehrs-
ntzer und Verkehrsunternehmer 
je nach Marktlage und nach ihren 
eigenen interessen frei vereinba-
ren kônnen. 

Auch die berufliche Qualifika-
tion der Verkehrsunternehmer 
wird in Zukunft gemeinschaftli-
chen Vorschriften unterworfen 
sein, denn gemàB den Anwei-
sungen der Richtlinien des Ra-
tes vom 12. November 1974 (74/ 
561 und 74/562) über den Zugang 
zum Beruf des Gterkraftver-
kehrsunternehmers bzw. des Per-
sonenkraftverkehrsunterneh- 
mers im innerstaatlichen und 

grenzùberschreitenden Verkehr, 
sind ab Januar 1978 die diesbe-
zuiglichen Bedingungen erweitert 
worden. Um die notwendigen 
Voraussetzungen der fachiichen 
Eignung zu erfûllen, sind Kennt-
nisse in bestimmten Sachgebie-
ten erforderlich, die im einzelnen 
spezifiziert und von den zustân-
digen einzelstaatlichen Behôr-
den festgelegt werden. (z. B. 
Recht, kaufmànnische und finan-
zielle Verwaltung, technische 
Normen, StraBenverkehrssicher-
heit, Zolipraxis und -formalitâten, 
internationale Bestimmungen 
und Verkehrsregeln, usw.). 

Der Fôrderung des sozialen 
Fortschritts und der Verkehrs-
sicherheit dient eine weitere Ver-
ordnung des Rates vom 12. De-
zember 1977 (EWG No 2831) über 
die lnkraftsetzung, ab Januar 
1978, des Europàischen berein-
kommens tuber die Arbeit des im 
internationalen StraBenverkehr 
beschàftigten Fahrpersonais 
(AETR) (Gebilligt durch Gesetz 
vom 6. Mai 1974). 

Das AETR regelt bestimmte Ar-
beitsbedingungen im grenzùber-
schreitenden StraBenverkehr 
zwischen den Vertragsparteien, 
die fur den sozialen Schutz des 
Fahrpersonals und fur die Sicher-
heit des Verkehrs wesentlichsind. 
DasUbereinkommenist somit ge-
eignet, im StraBenverkehr zwi-
schen europàischen Làndern ein-
heitliche Arbeitsbedingungen im 
Sinne des soziaien Fortschritts 
und erhôhter Sicherheit zu schaf-
fen. Es trifft zudem Regelungen 
fur dieselben Bereiche wie die 
Verordnung EWG 543/69 des Ra-
tes über die Harmonisierung be-
stimmter Sozialvorschriften und 
ergânzt somit in zweckvotlerWei-
se die interne Regelung der Ge-
meinschaft. 

Dies sind die hauptsàchlichen 
Regelungen der gemeinsamen 
Verkehrspolitik der EWG. Es ist 
zu hoffen, daB auch in Zukunft 
die Zusammenarbeit auf diesem 
Sektor Frùchte tragen wird, denn 
auf internationaler Ebene haben 
die meist kleinen luxembur-
gischen Verkehrsunternehmen 
nur im Rahmen dieser gemein-
samen Verkehrspolitik reelle 
Wettbewerbschancen gegenûber 
den auslàndischen GroBunter-
nehmen. 

Communiqué: 
Importations 
en Finlande 

La Chambre de Commerce a 
l'honneur d'informer ses mem-
bres qu'une nouvelle réglementa-
tion des importations en Finlan-
de est entrée en vigueur depuis 
le 1er janvier 1978. 

Les entreprises intéressées 
peuvent consulter les documents 
y afférents à la Chambre de Com-
merce, 7, rue Alcide de Gasperi 
à Luxembourg/Kirchberg. 

Le mois à la Chambre de Commerce 
Au cours du mois de mars, la Chambre de Commerce a 

été représentée par ses membres élus ou par son secrétariat 
au réunions suivantes: 

- Commission technique SNCI 
Crédits d'équipement (5 réunions) 

- Commission "loi-cadre des classes moyennes" 
(8 réunions) 

- Commission de travail "Heures de fermeture du commer-
ce de détail" 

- Commssion des prix 
- Commission de travail "concurrence déloyale" 
- Commission de travail "Délimitation des branches com-

merciales" 
- Entretien avec une Mission économique Hongroise 
- Conseil Supérieur de l'Education Nationale (2 réunions) 
- Conseil Economique et Social, Groupe de travail "si- 

tuation économique, sociale et financière du pays" 
(2 réunions) 

- Entretien avec Monsieur le Ministre des Transports 
(2 réunions) 

- Commission sur l'emploi des jeunes 
- Comité de l'Office du Ducroire 
- Comité Consultatif du Commerce Extérieur 
- Réunion avec les Chambres de Commerce de Trèves, 

Sarrebruck et Metz 
- Visite de Monsieur le Ministre des Affaires Etrangères du 

Zaïre 
- Visite de Monsieur le Ministre de l'industrie du Swaziland 
- Réunion A.B.B.L. "Formation professionnelle" 
- Conseil d'administration de la Société Nationale de Gré-

dit et d'investissement (2 réunions) 
- Conseil Economique et Social, Assemblé plénière 
- Comité de Recherche pour le Commerce et l'Artisanat 
- Réunion au Ministère de l'Environnement 
- Réunion au Ministère de l'Economie Nationale et des 

Classes Moyennes 
- Assemblée générale de la Société des Foires 
- Réunion à la Chambre de Travail 
- Séance d'information sur l'INSEAD 
- Conseil Economique et Social, Groupe de travail "Reve-

nu minimum" (2 réunions) 
- Réunion d'information OBCE, journée alimentaire Sarre-

bruck 
- Commission de l'indice des prix à la consommation 
- Commission des soumissions 
- Assemblée plénière AIPPI 
- Commerce extérieur, Audiences individuelles Bulgarie 
- Conférence Permanente des Chambres de Commerce et 

d'industrie, Commission économique et commerciale 
- Groupe de travail chargé du plan de formation de la pro- 

fession d' «électro-mécanicien « (2 réunions) 
- Groupe de travail chargé du plan de formation de la pro-

fession de "soudeur" 
- Groupe de travail restreint chargé de ventiler les pro-

blèmes se posant à la formation de personnel d'entretien 
d 'avions 

- Groupe de travail relatif à l'organisation d'un stand d'in-
formation et d'orientation sur les professions industri-
elles et artisanales dans le cadre de la 32e Foire Interna-
tionale de Luxembourg (5 réunions) 

- Commission des stages des élèves de l'EcoIe de Com-
merce et de Gestion: Elaboration de propositions relati-
ves au carnet, au rapport et à l'appréciation du stage par 
nos délégués. 

- Réunion entre délégués du Ministère de l'Education Na-
tionale et des Chambres professionnelles concernant 
la classe de 11e électrotechnique à plein temps fonction-
nant du Collège du Nord à Wiltz 

- Collaboration aux émissions radiophoniques organisés 
par R.T.L. et le département Orientation Scolaire et Ser-
vices Sociaux du MEN 

La Chambre de Commerce a marqué sa présence 
- aux réunions préliminaires des commissions paritaires 

relatives à l'organisation des examens C.A.P. 
- aux examens C.A.P. de la session 1978 lI 

L LFr2EŒ1R MurKUr 
ist das Mitteilungsblatt der Iuxemburgischen Handelskammer, das 
in einer Auflage von 11.000 Exemplaren erscheint und an aile Han-
dels- und Industriebetriebe verteilt wird. 

Durch eine Annonce im «Letzeburger Merkur» haben Sie die Môg-
Iichkeit wirksam fur ihren Betrieb zu werben. 

I. KREDIETBANK 
S.A. LUXEMBOURGEOISE 

Banque indépendante 
pour clientèle indépendante 

Société anonyme 
R.C. Luxembourg B 6395 
Siège social: Luxembourg 
43, Boulevard Royal 
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